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Prüfungsmitteilung zur „Prüfung Winterdienst in Schleswig-Holstein“ 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Schäfer, 
 
mit Schreiben vom 24. Oktober 2012 haben Sie die Prüfungsmitteilung zum „Winterdienst 

in Schleswig-Holstein“ übersandt und um Stellungnahme gebeten. 

Soweit es den Zuständigkeitsbereich des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr 

Schleswig-Holstein (LBV-SH) betrifft, nehme ich in Abstimmung mit dem LBV-SH wie folgt 

zu den unter Textziffer 2 formulierten Kritikpunkten Stellung: 

 
 Alle Verantwortlichen der Baulastträger … erfüllten organisatorisch die Anforderungen, die 

aus der Verkehrssicherungspflicht herrühren. 

 
Die Organisation und Durchführung des Winterdienstes richtet sich beim LBV-SH nach 

den Anforderungen, die durch das Leistungsheft des Bundes, den Maßnahmenkatalog 

6a und das Merkblatt für den Winterdienst auf Straßen, Ausgabe 1997, der For-

schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. verbindlich vorgegeben 

sind. Durch diese Vorschriften werden zugleich die den Baulastträgern obliegenden 

Winterdienstpflichten nach § 3 Abs. 3 FStrG bzw. § 10 Abs. 3 StrWG SH konkretisiert. 

Die insoweit zu gewährleistenden Anforderungsniveaus gehen erheblich über die Erfül-

lung der nach bürgerlich-rechtlichen Vorgaben zu beachtenden Verkehrssicherungs-

pflichten oder auch die den Gemeinden übertragenen Winterdienstpflichten gem. § 45 

StrWG SH hinaus. So ist den Gemeinden durch § 45 Abs. 2 StrWG SH lediglich aufge-

geben, die Fahrbahnen vom Schnee zu räumen, diese hingegen nicht – mit Ausnahme 

besonders gefährlicher Stellen, bei denen „die Gefahr auch bei Anwendung der im 

Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar ist“ – zu bestreu-

en. Ersichtlich greift der Landesgesetzgeber damit die ständige Rechtsprechung der 

Zivilgerichte zu den Anforderungen an die Wahrung und die Zumutbarkeit von Ver-

kehrssicherungspflichten auf und überträgt die Verantwortung ihrer Erfüllung innerhalb 
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geschlossener Ortslagen einschließlich der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- 

und Kreisstraßen auf die Gemeinden. Dies erscheint insofern berechtigt, als die Ge-

meinden allein aufgrund ihrer örtlichen Nähe am besten in der Lage sind, Verletzungen 

von Verkehrssicherungspflichten bei winterlichen Straßenverhältnissen zu verhindern 

und damit letztlich auch Haftungsansprüche gegenüber den Kreisen und dem Land 

Schleswig-Holstein auszuschließen.  

 
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass die Verkehrssicherungspflicht 

für die Bundesfernstraßen im Rahmen der Auftragsverwaltung gem. Art. 90 GG nicht 

die Bundesrepublik Deutschland, sondern ebenso wie für die Landesstraßen das Land 

Schleswig-Holstein trifft. Es kann insoweit kein ernsthafter Zweifel bestehen, dass Ziel 

der landesgesetzlichen Bestimmung unter § 45 Abs. 4 StrWG SH die Abwälzung der 

Verantwortung des Landes auch für die Ortsdurchfahrten der Bundesfernstraßen auf 

die Gemeinden für die Einhaltung der Verkehrssicherungspflichten infolge widriger 

Straßen- und Witterungsverhältnisse war und nicht etwa eine Entlastung des Baulast-

trägers Bund von seinen Pflichten aus § 3 Abs. 3 FStrG bzw. der Baulastträger für die 

Landes- und Kreisstraßen aus § 10 Abs. 3 StrWG SH. 

 
Die Anforderungen an die Gemeinden aus den Verkehrssicherungspflichten und aus § 

45 StrWG SH zur Verhütung einzelner Schadensereignisse bleiben damit deutlich hin-

ter den vorgenannten, für den LBV-SH verbindlichen Regelwerken zurück, unter deren 

Beachtung die Verkehrsteilnehmer nicht nur vor Unfallgefahren bewahrt werden sollen, 

sondern die Straßeninfrastruktur, wenn auch differenziert nach der jeweiligen verkehrli-

chen Funktion ihrer Teilnetze, dem Verkehr unabhängig vom konkreten Wettergesche-

hen möglichst ohne Einschränkungen zur Verfügung stehen soll. Dass hierbei den 

Bundesautobahnen ebenso wie den Bundes- und Landesstraßen einschließlich ihrer 

Ortsdurchfahrten insbesondere für den Wirtschaftsverkehr und das Rettungswesen 

überragende Bedeutung zukommt, erklärt sich von selbst.  

 
Die Organisation des Winterdienstes des LBV-SH muss sich daher nicht, wie vom 

Landesrechnungshof angenommen, an denjenigen Anforderungen ausrichten, die aus 

der Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht herrühren, sondern an dem Anspruch, den 

Verkehr auch unter ungünstigen winterlichen Gegebenheiten aufrecht zu erhalten und 

möglichst ohne Unterbrechung zu gewährleisten. Es handelt sich letztendlich um eine 

Leistung im Interesse der Mobilität der einzelnen Verkehrsteilnehmer sowie der Funkti-

onsfähigkeit der Gesamtwirtschaft. 

 
Ein Vergleich des Winterdienstes auf Bundesfern- und Landesstraßen mit der Organi-

sation des Winterdienstes im kommunalen Bereich – namentlich unter Kostengesichts-

punkten – verbietet sich nach hiesiger Auffassung bereits aufgrund der sich gravierend 

unterscheidenden rechtlichen Anforderungen an die baulastträgerbezogenen Ver-

kehrsnetze mit ihren gesetzlichen verkehrlichen Funktionen. 

 
Soweit der Landesrechnungshof mit seiner Prüfungsmitteilung intendiert, die Orts-

durchfahrten der klassifizierten Straßen seien von der Winterdienstpflicht durch die 
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Baulastträger der sich anschließenden freien Strecken durch den Verweis in § 10 Abs. 

3 StrWG SH auf § 45 StrWG SH, wie vorstehend dargelegt, ausgenommen, ist dies 

schlicht falsch. 

 
 Der LRH regt regelmäßige gemeinsame Winterdiensttagungen aller Baulastträger an, um von-

einander zu lernen und das Know-how zu verbessern. Dabei sollten auch fortschrittliche techni-

sche Entwicklungen vorgestellt werden, die bisher kaum angewendet werden. 

 
Bereits unmittelbar im Anschluss an die lang anhaltenden strengen Winterperioden 

2009/2010 und 2010/2011 fand auf Initiative des Ministeriums für Wissenschaft, Wirt-

schaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein unter Mitwirkung des LBV-SH ein 

Austausch der Straßenbauverwaltung mit den kommunalen Spitzenverbänden mit dem 

Ziel einer Optimierung des Winterdienstes im kommunalen Bereich statt. Hierbei wurde 

insbesondere den anwesenden Vertretern der kommunalen Spitzenverbände die Win-

terdienstorganisation des LBV-SH einschließlich der Bemessung der Taumittellagerka-

pazitäten sowie die vom LBV-SH eingesetzten neuesten Winterdiensttechnologien um-

fassend dargestellt. 

 
Gegenstand der Diskussion waren u.a. auch die seinerzeit im Entwurf vorliegenden 

„Strategiepapiere zur Optimierung der Salzversorgung“ der Länderfachgruppe Stra-

ßenbetrieb, die nach dem gemeinsamen Erfahrungsaustausch auch auf der Internet-

seite des Verkehrsministeriums eingestellt wurden. Zwischenzeitlich wurden die Papie-

re als integrierte Fassung zu einem Maßnahmenkonzept „Weiterentwicklung und Opti-

mierung des Winterdienstes“ zusammengefasst. Das Bundesverkehrsministerium hat 

mit ARS20/2012 nunmehr das Maßnahmenpapier eingeführt. Im Unterschied zu den 

ursprünglichen Strategiepapieren wird bei der Bemessung der Lagerkapazitäten nicht 

mehr von Mindestkapazitäten, sondern von empfohlenen Lagerkapazitäten ausgegan-

gen. 

 
Die im Maßnahmenkonzept angegebenen Richtwerte zur Bestimmung der erforderli-

chen Lagerkapazität wurden von der Länderfachgruppe auf Basis von Erfahrungswer-

ten aus der Praxis ermittelt. Im Rahmen eines Forschungsprojektes der Bundesanstalt 

für Straßenwesen im Auftrag des BMVBS werden derzeit Bemessungsansätze zur 

Festlegung der erforderlichen Lagerkapazitäten und Hinweise zu geeigneter Logistik 

ermittelt. 

 
Sobald die Ergebnisse dieser Studie vorliegen ist beabsichtigt, die kommunalen Spit-

zenverbände hierüber in geeigneter Form zu informieren. 

 
MWV und LBV-SH halten den eingeschlagenen Weg eines Informationsaustausches 

mit den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände allerdings weiterhin für den einzig 

gangbaren Weg. Eine regelmäßige Winterdiensttagung mit sämtlichen Baulastträgern 

des öffentlichen Straßen- und Wegenetzes in Schleswig-Holstein, also den kreisfreien 

Städten, Landkreisen und allen Gemeinden, wie vom Landesrechnungshof vorge-

schlagen, dürfte meines Erachtens weder zielführend noch organisatorisch umsetzbar 

sein.  
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 Die erhobenen Vergleichszahlen lassen den Schluss zu, dass die geprüften Stellen in unter-

schiedlichem Maße im Winterdienst Personal einsparen könnten. Positiv fielen der Kreis Sege-

berg und die Stadt Nortorf auf, die für ihre großen Netze nur wenig Personal einsetzten. 

 
Die seitens des Landesrechnungshofes gebildeten Kenngrößen zum Vergleich des 

durch einzelne Baulastträger eingesetzten Personals sind nach Überzeugung des LBV-

SH nicht anwendbar. Die Belegschaftsstärke des im Winterdienst eingesetzten Perso-

nals kann sich nicht ausschließlich an der Unterhaltungslänge des zu betreuenden 

Streckennetzes orientieren, sondern muss an dem jeweiligen Anforderungsniveau 

ausgerichtet sein, welches durch gesetzliche Bestimmungen und politische Ziele vor-

gegeben ist, die ihrerseits neben betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten immer auch 

volkswirtschaftliche Erwägungen zu berücksichtigen haben. 

 
Während der Landesrechnungshof auf Seite 11 seiner Prüfungsmitteilung noch selbst 

zu dem Schluss kommt, dass „Kreisstraßen nachrangig bedient werden können“ und 

der Winterdienst lediglich entsprechend den örtlichen Verkehrsbedürfnissen durchge-

führt werden müsste (vgl. Abbildung 1, Seite 9 der Prüfungsmitteilung), blendet der 

Landesrechnungshof in seiner Mitteilung vollständig aus, dass der LBV-SH nicht nur 

auf den Bundesautobahnen angehalten ist, einen 24-stündigen Räum- und Streudienst 

zu organisieren, sondern – je nach Verkehrsfunktion – auch auf zahlreichen Bundes-, 

hochbelasteten Landes- und im unmittelbaren Randbereich zur Hansestadt Hamburg 

ggf. sogar Kreisstraßen im Bedarfsfall einen Winterdienst „rund um die Uhr“ durchzu-

führen hat, zumindest aber der Winterdienst regelmäßig vor Einsetzen des Berufsver-

kehrs abgeschlossen sein muss. Alleine im Kreis Segeberg unterliegen die Bundes-

straßen 404 und 205 („Südumgehung Neumünster“) aus Verkehrssicherheitsgründen 

sowie aus Gründen des Netzzusammenhangs mit der BAB A 21 einem 24-stündigen 

Winterdienst. 

 
Somit wird deutlich, dass bereits aus arbeitszeitrechtlichen Gründen ein Winterdienst 

an sieben Tagen in der Woche bei täglichen Einsatzzeiten zwischen 16 und 24 Stun-

den einer Belegschaftsstärke bedarf, die nicht einmal ansatzweise vergleichbar sein 

kann mit der Vorhaltung eines Personalstamms für Winterdiensteinsätze auf Strecken-

netzen, die nachrangig und nur nach örtlichen Bedürfnissen erfolgen können. 

 
Von der hohen und damit kostenintensiveren Winterdiensteinsatzbereitschaft der Stra-

ßenbauverwaltung des Landes Schleswig-Holstein profitieren nicht zuletzt die Baulast-

träger der Landkreise und Gemeinden, die ihre Winterdienstanstrengungen auf mehr 

oder minder kurze Anbindungen an das Bundesfern- oder Landesstraßennetz konzent-

rieren oder aber Strecken mit geringer verkehrlicher Bedeutung aus dem Winterdienst 

zeitweise oder ganz herausnehmen können. 

 
Die vom Landesrechnungshof angewandte Erhebungsmethodik erscheint nicht geeig-

net. Wie der Landesrechnungshof in seiner Prüfungsmitteilung selbst ausführt, stützt er 

seine ausschließlich statistischen Auswertungen auf Angaben der geprüften Stellen, 

welche von diesen in einem vom Landesrechnungshof vorgegebenen tabellarischen 

Erhebungsbogen eingetragen wurden. Um insoweit überhaupt vergleichbare Daten er-
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halten zu können, ist es unverzichtbar, Erhebungsfragen derart eindeutig zu formulie-

ren, dass alle zu prüfenden Dienststellen sie in gleichem Sinne verstehen müssen. 

Sollte dies nicht gelingen, bedarf es ggf. ergänzender Erläuterungen. Hierauf wurde 

der Landesrechnungshof bereits bei Übersendung seiner Erhebungsbögen durch den 

LBV-SH hingewiesen, ohne dass dies von dort jedoch zum Anlass genommen wurde, 

die zum Teil überaus missverständlichen Fragestellungen zu präzisieren oder zu erläu-

tern. So basieren die hier in Rede stehenden Kennzahlen, anhand derer der Landes-

rechnungshof erhebliche personelle Einsparpotenziale im Winterdienst bei nahezu al-

len Baulastträgern ermittelt hat, auf der Frage, über wieviel Personal die einzelne ge-

prüfte Stelle verfügt und wieviel Personal hiervon im Winterdienst eingesetzt würde. 

Während einige Dienststellen noch unter Berücksichtigung des harten Winterdienst-

halbjahres 2010/2011 angegeben haben, dass alle Mitarbeiter im Winterdienst einge-

setzt würden, gingen andere Dienststellen davon aus, dass mit der Erhebung von ei-

nem durchschnittlichen, für schleswig-holsteinische Verhältnisse normalen Winter-

diensttag auszugehen sei, an dem vor Einsetzen des Berufsverkehrs ein Räum- 

und/oder Streueinsatz erfolgt, das Gros der Mannschaft aber zum regelmäßigen Ar-

beitsbeginn seinen Dienst antritt und Betriebsdienstleistungen außerhalb des Winter-

dienstes erstellt. Hier wurde – ebenso korrekt – nur ein Bruchteil des verfügbaren Per-

sonals als im Winterdienst eingesetzt angegeben. Dass es bereits insofern zu keinem 

homogenen Verständnis der Erhebungsfrage gekommen war, war zumindest aus den 

seitens der Dienststellen des LBV-SH vorgelegten Angaben unmittelbar ersichtlich. 

Aus welchen Gründen der Landesrechnungshof seine örtlichen Erhebungen nicht dazu 

genutzt hat, die erheblich voneinander abweichenden Angaben der zu prüfenden Stel-

len aufzuklären, ist nicht nachvollziehbar.  

 
Für einen echten Vergleich des Personaleinsatzes durch die einzelnen Baulastträger 

wäre mithin nicht nur erforderlich gewesen, die jeweiligen konkreten Anforderungen an 

den Winterdienst mit einzubeziehen, sondern vor allem eine solide Datenbasis zu 

Grunde zu legen. 

 
Wie unterschiedlich und missverständlich die Fragestellungen des Landesrechnungs-

hofes in seinen Erhebungsbögen tatsächlich verstanden wurden, beschreibt der Lan-

desrechnungshof in seiner Prüfungsmitteilung selbst, indem er etwa unter Ziffer 6.4 

ausführt: „Nachfolgende Tabelle zeigt den Personalaufwand an verwaltungseigenem 

Personal bei den Mittelstädten und kleinen Städten im Winterdienst. Die Angaben 

stammen von den geprüften Stellen. Sie wurden im Verlauf der Prüfung mehrfach an-

ders angegeben.“ (Hervorhebung durch den LBV-SH). 

 
 Auch bei den Fahrzeugen gab es große Unterschiede. Fahrzeuge waren oft nicht auf das Be-

treuungsnetz ausgelegt. 

 
Hier gilt das vorstehend Gesagte analog. Auch die in die Prüfungsmitteilung eingeführ-

te Kennzahl „Einsatzkilometer pro Winterdienstfahrzeug“ ist wenig ergiebig, was sich 

an dem Beispiel der Straßenmeisterei Breitenfelde leicht zeigen lässt. 
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Mit seiner Prüfungsmitteilung geht der Landesrechnungshof davon aus, durch große 

Räum- und Streurouten könnten regelmäßig Leerfahrten vermieden und somit Kosten-

einsparungen erzielt werden. Dies kann jedoch nur für den Fall Geltung beanspruchen, 

dass alle Routen an ein und demselben Punkt beginnen und auch enden. Die Meiste-

rei Breitenfelde hat jedoch den Winterdienst auf der Bundesstraße 5 zwischen Lauen-

burg und Geesthacht mit seinem bedeutenden öffentlichen Personennahverkehr ein-

schließlich des Brückenbauwerks über die Elbe bei Lauenburg, welches aufgrund sei-

ner besonderen topographischen Situation deutlich häufiger von Glättebildung betrof-

fen ist als das umliegende Straßennetz, mittels Verwaltungsvereinbarung auf die Stadt 

Lauenburg übertragen. Durch die Betreuung der B 5 durch den städtischen Bauhof 

können nicht nur Leerfahrten vollkommen vermieden werden; namentlich die geson-

derten Anfahrten zu der Elbbrücke im Zuge der B 5 können von Lauenburg ungleich 

kürzer und somit kostengünstiger als von der Meisterei Breitenfelde aus erfolgen. 

 
Ohnehin hält der LBV-SH nur einen Minimalbestand eigener Fahrzeuge für einen ganz-

jährigen Betriebsdienst vor. Diese Fahrzeuge kommen auch im Winterdienst zum Ein-

satz. Ergänzend stehen zahlreiche Unternehmer beim LBV-SH unter Vertrag, die auf 

Abruf Fahrzeuge einschließlich Fahrpersonal stellen. Die Winterdienstausstattung der 

Fahrzeuge sowie die Taumittel werden vollständig vom LBV-SH vorgehalten. 

 
Zu bedenken ist des Weiteren, dass es sich bei den in Abbildung 18 aufgeführten Un-

ternehmerfahrzeugen nicht nur um Fahrzeuge handelt, die regelmäßig im Winterdienst 

zum Einsatz kommen, sondern darüber hinaus auch reine Räumfahrzeuge als Fremd-

fahrzeuge aufgelistet sind, die ausschließlich bei starken Schneefällen und Schnee-

verwehungen abgerufen werden. So listet die Prüfungsmitteilung alleine für die Stra-

ßenmeisterei Oldenburg auf Seite 31 ihrer Prüfungsmitteilung acht Unternehmerfahr-

zeuge auf. Für den regulären Räum- und Streudienst sind jedoch nur fünf Unterneh-

merfahrzeuge eingeplant; bei drei Unternehmerfahrzeugen handelt es sich um schwe-

res Räumgerät zur Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung der Erreichbarkeit zahl-

reicher Ortschaften insbesondere auf der Insel Fehmarn bei außergewöhnlichen Witte-

rungsereignissen. Der LBV-SH wie auch ich halten diese vertragliche Vorsorge, insbe-

sondere an der immer wieder in strengen Winterperioden von starken Schneefällen bei 

gleichzeitigen heftigen Stürmen aus östlichen Richtungen heimgesuchten Regionen an 

der Ostseeküste, auch künftig für unverzichtbar. Die ungleiche Ausstattung an Winter-

dienstgerät der Meistereien Oldenburg und Marne trägt den unterschiedlichen klimati-

schen Verhältnissen an Nord- und Ostsee Rechnung. 

 
Eine Nivellierung der Fahrzeugausstattung aller Meistereien sowie der Anzahl der un-

ter Vertrag zu nehmenden Unternehmerfahrzeuge anhand der vom Landesrechnungs-

hof gebildeten Kennwerte ist nicht sachgerecht und wird allen Erfahrungen zuwiderlau-

fend daher abgelehnt. 

 
Nur der Vollständigkeit halber wird ergänzend darauf aufmerksam gemacht, dass in 

den Anzahlen gelisteter Fahrzeuge der Abbildung 18 auch Kleinfahrzeuge aufgeführt 

sind, die ausschließlich auf Radwegen zum Einsatz gelangen. Diese speziellen Fahr-
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zeuge sind erforderlich, weil die Radwege mit ihren maximalen Breiten von zwei Me-

tern mit den großen Räumfahrzeugen nicht oder zumindest nicht schadlos befahren 

werden können. Sofern ein Vergleich nur auf die jeweiligen Straßennetzlängen bezo-

gen wird, müssten wenigstens alle Fahrzeuge, die einzig zur Unterhaltung der Radwe-

ge vorgehalten werden, außer Betracht bleiben. Dies ändert jedoch nichts an der auf-

gezeigten grundsätzlichen Sinnfreiheit der durch den Landesrechnungshof herangezo-

genen Kenngrößen, nach deren Logik ein Winterdienst mit null Fahrzeugen die wirt-

schaftlichste und effizienteste Handlungsalternative darstellen soll. 

 
 Regelmäßig optimierte Routen bedeuten in fast allen Fällen weniger Personalaufwand und 

Fahrzeuge. Leerwege sowie der Zeitaufwand für den Streu- und Räumdienst können deutlich 

reduziert werden. 

 
Richtig ist, dass die Räum- und Streurouten des LBV-SH letztmalig im Jahr 2004 mit 

Hilfe eines IT-gestützten Verfahrens optimiert wurden. Die seinerzeitige Optimierung 

führte jedoch nicht in allen Fällen zu brauchbaren Ergebnissen. Im Zuständigkeitsbe-

reich der Meisterei Lübeck-Moisling hatte die EDV-basierte Optimierung nicht die er-

warteten Einsparungen zur Folge, sondern führte sogar zu zusätzlichen Leerfahrten. 

Von daher war es unerlässlich, die mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung ge-

wonnenen Erkenntnisse durch logische Überlegungen zu prüfen und in zahlreichen 

Fällen durch „manuelle“ Nachsteuerung zu korrigieren. 

 
Nach Auffassung des LBV-SH ist der hohe Kostenaufwand einer professionellen Rou-

tenoptimierung nur dann gerechtfertigt, wenn sich die Betreuungsnetze der Baulastträ-

ger bzw. Meistereien deutlich verändern. Abstufungen von Straßen gehen jedoch nur 

dann mit einer Minderung ihrer verkehrlichen Funktion einher, wenn diese in unmittel-

barem Zusammenhang mit einer neu geschaffenen Verkehrsverbindung stehen. Ver-

bleibt der Straßenzug darüber hinaus in der Verwaltungszuständigkeit des LBV-SH, 

etwa weil eine Bundes- zu einer Landesstraße abgestuft wird, oder eine Bundes- oder 

Landesstraße nach ihrer Abstufung die Funktion einer Kreisstraße, für die der LBV-SH 

selbst zuständig ist, erfüllt, lässt sich der Winterdienst gegenüber dem bisherigen Ni-

veau kaum wesentlich einschränken. Dies gilt insbesondere für die verkehrlich hochbe-

lasteten Kreisstraßen im Hamburger Randbereich, die auch nach ihrer Abstufung die 

täglichen Ein- und Auspendlerströme zu bewältigen haben. 

 
Unabhängig hiervon werden die durch den Landesrechnungshof vermuteten Einspar-

potenziale durch eine regelmäßige, IT-gestützte Routenoptimierung nach Auffassung 

des LBV-SH deutlich überschätzt.  

Weitere Fahrzeuge lassen sich– wie oben aufgezeigt – durch regelmäßige Routenop-

timierungen kaum mehr einsparen. Allenfalls könnten einige Verträge mit Unterneh-

mern, die ihre Fahrzeuge für Winterdiensteinsätze zur Verfügung stellen, gekündigt 

werden. Hierbei ist jedoch zu bedenken, dass Unternehmer-Fahrzeuge nicht gleicher-

maßen verlässlich zur Verfügung stehen wie die eigenen Fahrzeuge. Fällt ein Unter-

nehmer-Fahrzeug aus, bietet eine höhere Anzahl an vertraglich gebundenen Unter-

nehmern die Möglichkeit, Routen kurzfristig zu modifizieren oder Ausfälle zu kompen-

sieren. 
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 Positiv auch: Der Kreis Herzogtum Lauenburg setzt Infrarottechnik an den Streugeräten für 

gezieltere Streuungen ein. Insgesamt gilt: Das Personal muss regelmäßig geschult werden, um 

Salz wirksam einzusetzen. 

 
Der LBV-SH schult nicht nur sein eigenes Personal jährlich vor Einbruch des Winters, 

sondern auch die Fahrer der vertraglich gebundenen Unternehmen. 

 
Die Ausstattung aller eigenen und fremden Fahrzeuge mit Infrarottechnik zur gezielte-

ren Steuerung der Taumittelausbringung ist zwar wünschenswert, erfordert aber erheb-

liche Investitionen. Auch muss bedacht werden, dass eine „just in time“-Messung der 

Fahrbahntemperatur alleine nicht ausreichend sein kann. Erforderlich für eine Bemes-

sung der auszubringenden Streumengen ist ferner eine Prognose, ob die gemessene 

Fahrbahntemperatur weiter abfallen wird oder zu erwarten ist, dass sie kurzfristig wie-

der ansteigt. Denn die auszubringenden Streumengen stehen nicht nur in Abhängigkeit 

von der konkreten Witterungslage (Schneefall, Eisregen, Reifglätte, überfrierende Näs-

se pp.), sondern ganz erheblich auch von dem weiteren Temperaturverlauf nach 

Durchführung eines Streueinsatzes. 

 
 Einzelne Baulastträger sollten die Empfehlungen des Strategiepapiers der Länderfachgruppe 

Straßenbetreib der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) und der … 

zur Vorsorge für kräftigere Winter mit ihren eigenen Erfahrungen abgleichen. 

 
Zum Stand der Einführung des Strategiepapiers wird auf vorstehende Ausführungen 

verwiesen. Der LBV-SH erweitert seine Lagerkapazitäten für Taumittel sukzessiv im 

Zusammenhang mit der Erneuerung bestehender, in die Jahre gekommener Salzhallen 

und gleicht damit zum Teil auch Lagerkapazitätsverluste aus, die durch die Aufgabe 

zahlreicher Meistereistandorte in der Vergangenheit entstanden sind. 

 
 Mit frühzeitigen öffentlichen Ausschreibungen konnte der LBV-SH die niedrigsten Salzpreise 

erzielen... Beschaffungsverbünde oder eine gemeinsame landesweite Beschaffungsstelle für 

Streusalz sollten erprobt werden. 

 
Der LBV-SH schreibt den Bedarf an Streusalzen bereits heute für alle seine Dienststel-

len europaweit zentral aus. Gleichwohl ist der Bietermarkt für Taumittel äußerst eng. 

Festzustellen ist, je größer die zu liefernden Mengenvorgaben und je enger die Anlie-

ferfristen nach Aufgabe einer Bestellung, desto weniger Bieter sind überhaupt in der 

Lage, ein Angebot entsprechend der geforderten Leistungsmerkmale abzugeben. Als 

zunehmend problematisch erweisen sich darüber hinaus die Vergaberegularien der 

Verdingungsordnung für Leistungen (VOL), nach denen es unzulässig ist, Bedarfsposi-

tionen in Lieferverträge einzuführen. Hierdurch sind die Auftraggeber gezwungen, ihren 

Bedarf an Taumitteln für den Winterdienst bei Aufstellung der Vergabeunterlagen akri-

bisch abzuschätzen. Dies führte in der jüngsten Vergangenheit bundesweit zu der Be-

fassung nahezu aller Vergabekammern und Vergabesenate bei den Oberlandesgerich-

ten mit ausgeschriebenen Taumittel-Lieferverträgen durch potenzielle Bieter. 
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Auch der nach der VOL mögliche Abschluss von Rahmenverträgen dürfte an der 

grundsätzlichen Problematik einer vergaberechtlich erforderlichen, tatsächlich jedoch 

kaum zu leistenden belastbaren Prognose der Strenge eines bevorstehenden Winters 

nichts zu ändern vermögen. 

 
Die vom Landesrechnungshof angeregte gemeinsame landesweite Beschaffungsstelle 

aller Baulastträger dürfte die aufgezeigten Problemstellungen weiter verschärfen. Auch 

die logistische Zusammenführung der von den einzelnen Bedarfsstellen benötigten Lie-

fermengen mit ihren prognostischen Unsicherheiten dürfte nahezu unmöglich sein. Zu 

klären wäre fernerhin, wie unterschiedliche Auffassungen über einzelne Vertragsmoda-

litäten zwischen einer kaum mehr überschaubaren Anzahl von Auftraggebern harmoni-

siert werden könnten und wer für den Vertrag letztlich verantwortlich wäre. 

 
Wünschenswert wäre eine Konkretisierung der Vorstellungen des Landesrechnungsho-

fes über eine landesweite einheitliche Beschaffung unter den Vorgaben des geltenden 

Vergaberechts. 

 
 Sehr viel Geld kostet die Rufbereitschaft im Winter. Die Städte, Kreise und der LBV-SH sollten 

alle technischen und arbeitsorganisatorischen Möglichkeiten ausschöpfen, um die Kosten für 

die Rufbereitschaft zu senken. 

 
Welche technischen Möglichkeiten die Baulastträger über die bereits heute zur Verfü-

gung stehenden Möglichkeiten nach Auffassung des Landesrechnungshofes zu einer 

Verminderung der Kosten für Rufbereitschaften ergreifen sollten, führt der Landes-

rechnungshof nicht aus. Solange Wetterprognosen mit Unsicherheiten behaftet sein 

werden, bleibt die Anordnung von Rufbereitschaft das einzige probate Mittel, um auf 

nicht vorhersehbare Witterungseinflüsse angemessen reagieren zu können. Dies gilt in 

besonderem Maße für mehrtägige Prognosehorizonte, etwa vor Wochenenden oder 

Wochenfeiertagen. Alle Baulastträger werden ihre Entscheidungen über die Anordnung 

von Rufbereitschaften im Wesentlichen von den prognostischen Einschätzungen des 

Deutschen Wetterdienstes abhängig machen. Sofern die dortigen, professionell erstell-

ten Prognosen weiter an Sicherheit gewinnen, profitieren hiervon auch die Baulastträ-

ger der Straßeninfrastruktur in Schleswig-Holstein als Verantwortliche für den Winter-

dienst. 

 
In arbeitsorganisatorischer Hinsicht werden durch den Landesrechnungshof zwar ver-

einzelte Ideen  in der Prüfungsmitteilung angerissen; konkrete Überlegungen, dass 

hierdurch tatsächlich Einsparungen gegenüber den mit der Anordnung von Rufbereit-

schaften verbundenen tariflichen Rufbereitschaftsentgelten erzielbar sein könnten, 

bleiben jedoch aus. 

 
Das seitens des Landesrechnungshofes pauschal vorgeschlagene Schichtmodell, in 

dem die Arbeitnehmer in mehreren im Vorhinein festgelegten Schichten ihre Arbeit 

aufzunehmen hätten, führt nicht zu Kostensenkungen, sondern – im Gegenteil – zu 

deutlichen Kostensteigerungen gegenüber zu zahlenden Rufbereitschaftsentgelten. 

Hinzu tritt, dass ein Schichtmodell dem Arbeitgeber nicht ansatzweise die gleiche Fle-
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xibilität zum Einsatz der Mitarbeiter gewährt wie eine Anordnung von Rufbereitschaf-

ten.  

Ein Schichtmodell könnte nur von Vorteil sein, wenn ein ununterbrochener Winterdienst 

über längere Zeiträume tatsächlich anfiele. Anderenfalls könnten die zum Dienst einge-

teilten Mitarbeiter in den frühen Morgen- und den späten Nachmittags- bzw. Abend-

stunden schon aufgrund der langen Tagesdunkelheit der Wintermonate und damit aus 

Gründen der Arbeits- und Verkehrssicherheit so gut wie gar nicht effektiv zur Arbeits-

leistung eingesetzt werden, müssten aber gleichwohl ihr volles stündliches Arbeitsent-

gelt, ggf. noch um Nachtzuschläge erhöht, erhalten. 

 
Auch die vorgeschlagene Idee der Ausweitung der wöchentlichen Arbeitszeit auf sechs 

Werktage einschließlich des Samstags vermag nicht zu überzeugen. Denn hierdurch 

würden kaum Rufbereitschaftsentgelte eingespart. Der Landesrechnungshof führt in 

seiner Prüfungsmitteilung selbst aus, dass er es für unabdingbar hält, zumindest die 

Straßen mit herausgehobener Verkehrsbedeutung bereits vor dem Einsetzen des Be-

rufsverkehrs im Bedarfsfall geräumt und gestreut zu wissen.  

Die Anordnung stundenweiser Rufbereitschaften vor einem regelmäßigen Dienstbe-

ginn samstags könnte also nicht entfallen. Ebenso die Rufbereitschaften im Anschluss 

an das regelmäßige samstägliche Dienstende. Dem geringen Vorteil der Einsparung 

von Rufbereitschaftsentgelten für wenige Stunden stehen aber gravierende Probleme 

gegenüber: Bedürfen die winterlichen Straßenverhältnisse keines oder – nach Ab-

schluss eines frühmorgendlich durchgeführten Winterdienstes aus der Rufbereitschaft 

heraus – keiner weiteren Einsätze, dürften erhebliche Schwierigkeiten vorgezeichnet 

sein, die für den Winterdienst am Samstag eingeteilten Fahrzeugführer zu effizient ar-

beitenden Arbeitsgruppen zusammenzufassen. Auch ist zu bedenken, dass die Leitung 

und die Verwaltung der Meistereien aufgrund der tariflichen Arbeitszeiten nicht an 

sechs Tagen in der Woche ohne Kürzung ihrer täglichen Arbeitszeit auf der Meisterei 

anwesend sein könnten. 

Die Verteilung der regelmäßigen Wochenarbeitszeit auf sechs Wochentage, bezogen 

auf die Leitung und die Verwaltung der Meisterei ohne Ausgleich durch einen anderen 

arbeitsfreien Tag, dürfte als mitbestimmungspflichtiger Vorgang kaum durchzusetzen 

sein -zumal bei den marginalen, wenn überhaupt generierbaren Einsparpotenzialen. 

 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Günther Meienberg 
 
. 
2.) 4110 z.Kts. 
3.) 416  z.w.V. 
 


























